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Faktenpapier 

Die Kommune in der energetischen 
Quartiersentwicklung 

Quartiersprozesse nutzen und unterstützen! 

Quartiersprozesse sind ein effektives Instrument 
auf kommunaler Ebene, um den Prozess der 
lokalen Energiewende zu beschleunigen. Dabei 
werden in ausgewählten Gebieten der Gemein-
de technische, wirtschaftliche bzw. organisato-
rische Ansätze sowie ihre Übertragbarkeit auf 
andere Teile der Kommune erprobt. Um spür-
bare Effekte zu zeitigen, sollte der Quartierspro-
zess auf die konzeptbasierte Umsetzung von 
Maßnahmen zielen. Die Kommune verfügt dabei 
über Möglichkeiten, den Prozess der Umsetzung 
zu flankieren und gezielt zu unterstützen. 

Energetische Stadtsanierung 

Das KfW-Programm 432 „Energetische Stadt-
sanierung“ und die Ergänzungsförderung „Wär-
mewende im Quartier – Zuweisungen für inte-
grierte Quartierskonzepte und Sanierungsmana-
gement“ des Landes Rheinland-Pfalz bieten 
Kommunen die Möglichkeit, die Erstellung von 
integrierten Quartierskonzepten sowie „Kümme-
rer“ für die Umsetzung von energetischen und 
Klimaschutz-Maßnahmen im Quartier zu finan-
zieren. 

Mit dem energetischen Quartierskonzept setzt 
die Kommune den Rahmen für die Umsetzung 
der Energiewende im Quartier. Das Konzept 
steht jedoch nicht für sich allein, sondern muss 
mit anderen kommunalen Konzepten sinnvoll 
verzahnt sein (z. B. Integriertes Klimaschutz-
konzept, integriertes Stadtentwicklungskonzept, 
städtebauliche Rahmenplanung).  

Um wirkungsvoll zu sein, muss schon bei der Er-
arbeitung des Quartierskonzepts auf die Mitwir-
kung jener Akteure geachtet werden, welche die 
enthaltenen Maßnahmen später umsetzen sol-
len. Dies bedeutet im konkreten Fall, einen breit 
angelegten Beteiligungsprozess durchzuführen. 

Das fertige Quartierskonzept sollte dann von der 
Stadtpolitik beschlossen und gemeinsam mit der 
Wohnungswirtschaft, den Bewohner/innen und 
den Energieversorgern getragen werden.  

Des Weiteren sollte die Kommune Ressourcen 
bereitstellen, mit denen die Umsetzung der 
Maßnahmen vorangetrieben werden kann. Im 
Rahmen des KfW-Förderprogramms 432 und der 
Ergänzungsförderung ist dies vor allem das quar-
tiersbezogene Sanierungsmanagement, mit ent-
sprechenden Handlungsspielräumen und Zugang 
zu den Schlüsselakteuren einschließlich der 
Kommunalverwaltung.  

Städtebaurechtliche Instrumente 

Um die energetische Gebäudesanierung in Be-
standsquartieren zu forcieren, stehen den Kom-
munen neben dem geförderten Quartiersansatz 
der Energetischen Stadtsanierung formelle In-
strumente des Besonderen Städtebaurechts zur 
Verfügung: Sowohl die „städtebauliche Sanie-
rungsmaßnahme“ nach §§ 136 ff. als auch die 
„Stadtumbaumaßnahme“ nach § 171a ff. und 
selbst die „Maßnahmen der Sozialen Stadt“ nach 
§ 171e BauGB lassen sich für die Bearbeitung kli-
matisch und energetisch relevanter Aspekte nut-
zen. Mit dem integrierten energetischen Quar-
tierskonzept können hierfür  entweder die vor-
handenen städtebaulichen Planungen um den
energetischen Aspekt ergänzt werden, oder es
werden inhaltliche Grundlagen für den Be-
schluss von Maßnahmen nach dem Baugesetz-
buch erarbeitet. Über die Instrumente des Be-
sonderen Städtebaurechts kann die Kommune
unter anderem Voraussetzungen dafür schaffen,
energetische Modernisierungsmaßnahmen der
privaten Eigentümer indirekt oder direkt zu för-
dern, die Förderquote somit anzuheben und die
Sanierung für die Eigentümer zusätzlich attraktiv
zu machen.
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Städtebauliche Sanierungsmaßnahme 

Die Anwendung der städtebaulichen Sanierungs-
maßnahme setzt voraus, dass in dem Quartier 
erhebliche städtebauliche Missstände vorliegen 
oder zukünftig zu erwarten sind. Dazu zählen ne-
ben einem schlechten baulichen Allgemeinzu-
stand von Gebäuden, Wohnungen und Arbeits-
stätten auch eine schlechte energetische Be-
schaffenheit und geringe Gesamtenergieeffizienz 
der vorhandenen Bebauung und Versorgungs-
einrichtungen im Gebiet (vgl. § 136 Abs. 3 Nr. 1 
BauGB). Weitere Voraussetzung für die rechts-
konforme Anwendung ist, dass ein öffentliches 
Interesse an der Sanierung besteht und die Kom-
mune konkrete eigene Sanierungsziele verfolgt. 
Sie wird daher im Sanierungsgebiet auch regel-
mäßig eigene Ordnungs- und Baumaßnahmen 
durchführen. Der Beschluss einer Sanierungssat-
zung fußt stets auf einem gesetzlich vorgeschrie-
benen Planungs- und Beteiligungsverfahren.  

Durch den Beschluss einer Sanierungssatzung 
haben die Immobilieneigentümer zwar verschie-
dene Auskunfts- und Genehmigungspflichten ge-
genüber der Gemeinde, gewinnen aber die Mög-
lichkeit, private energetische Sanierungsmaß-
nahmen steuerlich geltend machen zu können: 
über 12 Jahre zu 100 Prozent bei vermieteten 
Bestandsgebäuden bzw. über 10 Jahre zu 90 
Prozent im selbst genutzten Bestand. So fördert 
die Kommune indirekt private Sanierungsvorha-
ben im betreffenden Quartier  finanziell. 

Städtebauförderung 

Wenn die Kommune die planerischen Voraus-
setzungen nach dem Besonderen Städtebau-
recht geschaffen hat, kann sie die Aufnahme in 
ein Bund-Länder-Programm der Städtebauförde-
rung beantragen (Aktive Stadt/Soziale Stadt/
Nachhaltige Stadt). Die Aufnahme eröffnet die 
Möglichkeit, unter Einsatz von Bundes-, Landes- 
und Eigenmitteln neben eigenen auch private 
Sanierungsmaßnahmen direkt zu fördern. Die 
notwendige kommunale Förderrichtlinie kann 
auf die lokalen Bedarfe zugeschnitten werden 
und beispielsweise hinsichtlich der technischen 
Anforderungen an die energetischen Maßnah-
men niederschwellig angelegt sein, damit ein Sa-
nierungsanreiz für Privateigentümer mit gerin-
gen finanziellen Möglichkeiten entsteht.  

Nützliche Verweise 

▪ KfW-Programm 432: www.kfw.de/432

▪ Städtebauförderung in Rheinland-Pfalz:

https://mdi.rlp.de/de/unsere-themen/
staedte-und-gemeinden/foerderung/
staedtebauliche-erneuerung/

▪ Leitfaden des Projektes „Kommunales

Transformationsmanagement für die loka-
le Wärmewende“ (TransStadt) des Deut-
schen Instituts für Urbanistik:
https://difu.de/11268

Services der Energieagentur Rheinland-Pfalz 
GmbH 

▪ Informationen und Initialberatung zum

Thema energetische Quartiersentwicklung

▪ Netzwerkarbeit

Ansprechpartner/in: 
Mathias Orth-Heinz 
Telefon: 0631-205 75 7120 

mathias.orth-heinz@energieagentur.rlp.de 
www.energieagentur.rlp.de 

Tipp: 

Das energetische Quartierskonzept kann im 
Rahmen der Vorbereitenden Untersuchung 
(VU) zur formellen Ausweisung eines Sanie-
rungsgebiets nach §141 BauGB als fachliches 
Konzept zur Bewertung der energetischen 
Fragen fungieren und damit einen wichtigen 
inhaltlichen Beitrag zur VU leisten.  Um die 
VU und die Quartierskonzepterstellung sinn-
voll miteinander zu verknüpfen, sollte die 
Kommune die Ausschreibung entsprechend 
gestalten und ein Planungsbüro bzw. Konsor-
tium auswählen, das Expertise sowohl in der 
Stadterneuerung als auch in energetischer 
Sanierung und Klimaschutz bieten kann.  
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